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Die Einkommensungleichheit zwischen Nationalstaa­
ten hat sich zwar verringert, ist innerhalb vieler Natio­
nalstaaten aber weiterhin hoch. Als möglicher Faktor, 
der die Ungleichheit treibt, gilt die Globalisierung. 
Gewiss haben Regierungen Schwierigkeiten, mögliche 
Einflüsse der Globalisierung auf die Einkommensun­
gleichheit abzuwenden, insbesondere wenn sie von 
den Vorteilen der Globalisierung profitieren und ihre 
Länder nicht von Handel und ausländischen Direkt­
investitionen abschotten wollen. Die Regierungen kön­
nen jedoch auf die Globalisierung und ihre Effekte auf 
die Einkommensungleichheit reagieren, indem sie den 
Sozialstaat ausbauen, die Arbeitsmärkte stärker regu­
lieren oder die Steuern für Spitzenverdiener erhöhen. 
Die Art und Weise, in der Regierungen auf Ungleichheit 
reagieren und die Umverteilung ausbauen, hängt ver­
mutlich von der parteipolitischen Zusammensetzung 
der Landesregierungen (kurz Regierungsideologie) ab. 
Von linken Regierungen erwartet man typischerweise 
eher Politiken, die die Ungleichheit reduzieren, als 
von rechten Regierungen. Empirische Studien haben 
gezeigt, dass die Einkommensanteile von Spitzenver­
dienern unter rechten Regierungen schneller stiegen 
als unter linken Regierungen (Scheve und Stavasage 
2009; Dorn und Schinke 2018). Die vergangenen Stu­

dien, die untersuchten, wie Regierungsideologie die 
Einkommensungleichheit reduziert, haben sich auf 
Paneldaten für OECD-Länder konzentriert oder Zeit­
reihen für einzelne Länder betrachtet.

In einer neuen Studie untersuchen wir, wie Re­
gierungsideologie die Einkommensungleichheit von 
Beamten innerhalb der Bundesländer beeinflusst 
(Kauder et al. 2020). Wir nutzen Daten zur Besoldung 
der Landesbeamten mit den unterschiedlichen Be­
soldungsgruppen und Erfahrungsstufen. Dabei be­
rücksichtigen wir die Bezüge aller Typen von Landes­
beamten, wie Richtern, Professoren, Polizisten oder 
Verwaltungsmitarbeitern. Wir nutzen dabei die Fö­
deralismusreform 2006, die den Ländern die Befugnis 
einräumte, über die Besoldung der Landesbeamten 
zu entscheiden. Damit haben die Länder die direkte 
Möglichkeit, die Ungleichheit zwischen den Beamten 
zu reduzieren. Die Ergebnisse zeigen nicht, dass linke 
Regierungen die Ungleichheit stärker reduzierten als 
rechte Regierungen oder Regierungen der Mitte.

INSTITUTIONELLER HINTERGRUND

Im Zuge der Föderalismusreform 2006 wurde den Län­
dern die Kompetenz zugestanden, die Besoldung ihrer 
Beamten selbst zu regeln. Zuvor war die Besoldung 
der Landesbeamten bundeseinheitlich festgelegt 
worden. In allen Ländern werden die Bediensteten 
in fünf Besoldungsordnungen eingestuft. Die meis­
ten Beamten werden nach der A-Besoldung vergü­
tet, höherstehende Beamte nach der B-Besoldung, 
Professoren nach der C- oder W-Besoldung sowie 
Richter und Staatsanwälte nach der R-Besoldung. 
Innerhalb jeder dieser Besoldungsordnungen gibt es 
verschiedene Besoldungsgruppen, so dass beispiels­
weise Beamte in der A-Besoldung nach A2 bis A16 
und Beamte in der R-Besoldung nach R1 bis R10 be­
zahlt werden. Darüber hinaus erfolgt die Besoldung 
nach verschiedenen Erfahrungsstufen. So gibt es bei­
spielsweise in der C-Besoldung bis zu 15 verschiedene 
Erfahrungsstufen.

Die Landesregierungen haben von ihren Gestal­
tungsmöglichkeiten kräftig Gebrauch gemacht. Im 
Jahr 2018 lag z.B. die niedrigste Besoldung in den 
Ländern zwischen 1 965 Euro in Niedersachsen und 
2 272 Euro in Hamburg. Die höchsten Werte variier­
ten zwischen 12 510 Euro in Rheinland-Pfalz und 
13 805 Euro in Sachsen.
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Seit der Föderalismusreform 2006 obliegt es den Ländern, 
die Besoldung ihrer Beamten zu regeln. Dieser Beitrag un­
tersucht, ob linke Landesregierungen die Gelegenheit ge­
nutzt haben, die Ungleichheit bei der Besoldung ihrer Be­
amten zu reduzieren (Kauder et al. 2020). Die Ergebnisse 
zeigen nicht, dass linke Regierungen die Ungleichheit stär­
ker reduzierten als rechte Regierungen oder Regierungen 
der Mitte. Auch Kabinettsmitglieder sind Beamte und legen 
ihre eigenen Bezüge fest: Die Regierungsideologie beein­
flusst jedoch auch nicht die Bezüge der Kabinettsmitglieder.

IN KÜRZE
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Die Länder beschäftigen neben Beamten auch 
Tarifangestellte im öffentlichen Dienst. Da sich die 
Entgelte der Angestellten jedoch zwischen den Län­
dern nicht unterscheiden (Ausnahme: Hessen), müssen 
wir uns in der Analyse auf die Beamten beschränken.

EMPIRISCHE UNTERSUCHUNG

Die Landesregierungen entscheiden zu scheinbar will­
kürlichen Zeiten darüber, die Bezüge ihrer Beamten 
anzupassen. Nur in wenigen Fällen erfolgt die Anpas­
sung regelmäßig Jahr für Jahr. Häufig wird auch über 
Anpassungen für mehrere Jahre gleichzeitig entschie­
den. So kommt es oftmals zu Beschlüssen, die die 
Bezüge rückwirkend zum Beginn des laufenden Jahres 
und für die folgenden zwei Jahre erhöhen. Aufgrund 
dieses Musters ist es nicht möglich, ein Panelmodell 
auf Jahresbasis zu schätzen. Stattdessen aggregieren 
wir die Daten für die einzelnen Legislaturperioden.

Regressionsmodell

Unser Regressionsmodell erklärt jeweils eine von acht 
abhängigen Variablen. Dabei handelt es sich um sechs 
Variablen, die das durchschnittliche jährliche Wachs­
tum der Ungleichheit messen, und zwei Variablen für 
das Wachstum der Bezüge. 

Ungleicheitsmaße

Das erste Ungleichheitsmaß misst die sogenannte 
diagonale Ungleichheit. Dieses Maß beschreibt die 
Wachstumsrate des Verhältnisses zwischen der höchs­
ten und der niedrigsten Vergütung in einem Besol­
dungstableau. Es ist daher ein Querschnittsmaß der 
Ungleichheit. Die vertikale Ungleichheit beschreibt 
wiederum die Wachstumsrate des Verhältnisses aus 
höchster und niedrigster Vergütung, dieses Mal jedoch 
beschränkt auf diejenigen Beamten, die die höchste 
Erfahrungsstufe erreicht haben. Da quasi alle Beamten 
einmal die höchste Erfahrungsstufe erreichen werden, 
handelt es sich um ein personenbezogenes Maß der 
Ungleichheit. 

Die horizontale Ungleichheit bildet für jede Be­
soldungsgruppe das Verhältnis aus den Bezügen der 
höchsten und der niedrigsten Erfahrungsstufe, und 
berechnet dann den Durchschnitt dieser Verhältnisse. 
Dieses Maß drückt folglich aus, wie sehr Erfahrung 
vergütet wird und zeigt somit die Präferenzen einer 
Regierung über intergenerationale Ungleichheit. 

Die gewichtete horizontale Ungleichheit folgt der 
gleichen Logik, gewichtet jedoch die einzelnen Besol­
dungsgruppen nach der Anzahl der Beamten, die sich 
in den Gruppen befinden. Das Verhältnis aus vertikaler 
und horizontaler Ungleichheit misst die relativen Präfe­
renzen einer Regierung über vertikale und horizontale 
Ungleichheit. 

Bei der Berechnung des Gini-Koeffizienten, unse­
rem letzten Ungleichheitsmaß, fehlen uns die Informa­

tionen über die Zahl der Beamten in den einzelnen Er­
fahrungsstufen. Daher nehmen wir an, dass alle Beam­
ten die höchste Erfahrungsstufe bereits erreicht haben 
und nutzen zudem weiterhin Gewichte für die Anzahl 
der Beamten in den einzelnen Besoldungsgruppen. 

Wachstum der Bezüge

Zur Berechnung des Wachstums der Bezüge werden 
zunächst die durchschnittlichen Bezüge in den ein­
zelnen Besoldungsgruppen bestimmt, und dann der 
Durchschnitt aus allen Gruppen gebildet (die Berech­
nung des Wachstums von jeder einzelnen Vergütung 
ist aufgrund der sich häufig ändernden Zahl von Erfah­
rungsstufen nicht möglich). Das gewichtete Wachstum 
der Bezüge modifiziert dieses Maß wiederum mithilfe 
der Anzahl der Beamten in den einzelnen Besoldungs­
gruppen bei der Berechnung des Durchschnitts.

Regierungsideologie

Wir messen die Regierungsideologie mit einer Varia­
ble, die den Wert 1 für eine linke Regierung, den Wert 
0,5 für eine Regierung der Mitte und den Wert 0 für 
eine rechte Regierung annimmt (Kauder und Potrafke 
2013; Potrafke et al. 2016). Als linke Regierungen ko­
diert werden sämtliche SPD-geführten Regierungen 
– mit Ausnahme großer Koalitionen – sowie die Ko­
alitionen Grüne/SPD und Linke/SPD/Grüne. Rechte 
Regierungen sind Alleinregierungen von CDU und CSU 
und Koalitionen aus CDU/CSU und FDP. Sämtliche an­
deren CDU-geführten Regierungen sind Regierungen 
der Mitte, ebenso wie die Koalitionen SPD/CDU und 
Grüne/CDU. In einer alternativen Schätzung nutzen wir 
Dummy-Variablen für linke Regierungen, Regierungen 
der Mitte und rechte Regierungen, da der Index eine 
lineare Beziehung zwischen den Regierungsideologien 
annimmt. Wir erwarten, dass linke Regierungen die 
Ungleichheit reduzieren. Der Effekt der Regierungs­
ideologie auf das Wachstum der Bezüge ist hingegen 
unklar. Linke Regierungen präferieren zwar einen grö­
ßeren Staatssektor, was für eine stärkere Erhöhung 
der Bezüge spräche. Einige Beamte, wie beispielsweise 
Richter, gehören jedoch nicht zur Kernklientel linker 
Regierungen, so dass hier keine starken Erhöhungen 
der Bezüge zu erwarten wären.

Abbildung 1 zeigt die Mittelwerte unserer abhän­
gigen Variablen separat für linke Regierungen, Regie­
rungen der Mitte und rechte Regierungen. Die oberen 
beiden Diagramme zeigen, dass in Legislaturperioden 
mit rechten Regierungen die diagonale und die verti­
kale Ungleichheit um etwa 1,6% pro Jahr gesunken ist. 
Unter linken Regierungen und Regierungen der Mitte 
hingegen sank die diagonale und vertikale Ungleich­
heit nur um etwa ein ½% pro Jahr. Die horizontale 
Ungleichheit, die misst, wie sehr Erfahrung belohnt 
wird, und der Gini-Koeffizient zeigen lediglich Werte 
von unter 1% für alle Regierungstypen. Das Diagramm 
für das Verhältnis aus vertikaler und horizontaler Un­
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gleichheit ähnelt den Diagrammen für diagonale und 
vertikale Ungleichheit. Die durchschnittlichen Wachs­
tumsraten der Bezüge unterscheiden sich mit etwa 2,5 
bis 3% kaum zwischen linken Regierungen, Regierun­
gen der Mitte und rechten Regierungen. 

In unseren Regressionen kontrollieren wir für 
weitere Aspekte, die möglicherweise die Besoldung 
beeinflussen. Es ist denkbar, dass Regierungen die 
Bezüge stärker erhöhen, wenn sie eine große Mehr­
heit im Landtag besitzen. Daher kontrollieren wir für 
den Anteil der Regierungsparteien an allen Sitzen im 
Landtag. Wir kontrollieren zudem für den Einfluss wei­
terer Variablen, die jeweils mit einem Lag von einem 
Jahr in das Regressionsmodell aufgenommen werden: 
das Durchschnittsalter der Bevölkerung, den Anstieg 
der Löhne und Gehälter aller Erwerbstätigen, den 
Anstieg des Gini-Koeffizienten aller Erwerbstätigen, 
den Anstieg der Landesverschuldung als Anteil am 
BIP und den Anstieg der Anzahl der Beamten relativ 
zur Bevölkerung. Zudem nehmen wir die abhängige 

Variable gemessen auf Bundesebene mit ins Modell. 
Ist also beispielsweise der Anstieg des Gini-Koeffizi­
enten der Landesbeamtenbesoldung die abhängige 
Variable unseres Modells, so kontrollieren wir für den 
Anstieg des Gini-Koeffizienten unter den Bundesbe­
amten. Unser Modell beinhaltet auch fixe Länder- und 
Zeiteffekte. Wir schätzen Fixed-Effects-Modelle mit 
robusten Standardfehlern.

Regressionsergebnisse

Die Regressionsergebnisse für unser Basismodell mit 
fixen Länder-, aber ohne fixe Zeiteffekte zeigen für 
die meisten abhängigen Variablen nicht, dass die Re­
gierungsideologie einen signifikanten Effekt hat. Le­
diglich für die Wachstumsrate des Verhältnisses aus 
vertikaler und horizontaler Ungleichheit zeigt sich 
ein Effekt, wonach rechte Regierungen eher verti­
kale Ungleichheit senken und horizontale Ungleich­
heit erhöhen.

Einige Kontrollvariablen zeigen einen Effekt auf 
die Ungleichheit der Beamtenbesoldung und sind sta­
tistisch signifikant. Das Durchschnittsalter der Bevöl­
kerung ist beispielsweise negativ korreliert mit dem 
Anstieg der horizontalen Ungleichheit, wonach Er­
fahrung in einer alternden Gesellschaft weniger stark 
vergütet wird – womöglich, weil Erfahrung weniger 
knapp wird. Anstiege in der horizontalen Ungleichheit 
von Beamtenbezügen auf Bundesebene sind positiv 
korreliert mit Anstiegen der horizontalen Ungleichheit 
auf Landesebene. Auch das durchschnittliche Wachs­
tum der Bezüge auf Bundesebene ist positiv korreliert 
mit dem durchschnittlichen Wachstum der Bezüge 
auf Landesebene.

Wenn wir fixe Zeiteffekte hinzufügen, verschwin­
det der einzige signifikante Ideologieeffekt in unserem 
Basismodell. Nun zeigt sich jedoch, dass das Wachs­
tum der horizontalen Ungleichheit unter linkeren Re­
gierungen sank. Dieser Effekt verschwindet jedoch 
wieder, sobald wir bei der Berechnung der horizonta­
len Ungleichheit nach der Anzahl der Beamten in den 
einzelnen Besoldungsgruppen gewichten. Die Schluss­
folgerungen ändern sich nicht, wenn wir Dummy-Vari­
ablen für linke Regierungen und Regierungen der Mitte 
einführen (Referenzkategorie: rechte Regierungen), um 
nicht-lineare Effekte zwischen den Regierungstypen 
zu ermöglichen.

Wir haben unsere Ergebnisse einigen Robust­
heitstests unterzogen. Die Schlussfolgerungen än­
dern sich nicht, wenn wir nur die alten Bundeslän­
der betrachten. Eine Betrachtung ausschließlich der 
neuen Bundesländer ist aufgrund der geringen Zahl 
an Beobachtungen nicht möglich. Ferner haben wir 
die Regressionen separat für die Besoldungsordnun­
gen durchgeführt. In der Besoldungsordnung A zeigt 
sich ein höherer Anstieg der gewichteten horizontalen 
Ungleichheit unter linken Regierungen. Die Besoldung 
von Professoren, Richtern und Staatsanwälten steigt 
schneller unter linken Regierungen. Für die anderen 
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abhängigen Variablen und Besoldungsordnungen zei­
gen sich keine signifikanten Ideologieeffekte.

BEZÜGE DER KABINETTSMITGLIEDER

Warum senken linke Regierungen die Ungleichheit bei 
den Landesbeamten nicht stärker als rechte Regierun­
gen oder Regierungen der Mitte? Es ist denkbar, dass 
die Kabinettsmitglieder Eigeninteressen verfolgen, da 
sie selbst Beamte sind. Kabinettsmitglieder werden 
nach B10 oder B11 besoldet und erhalten zudem eine 
prozentuale Prämie. Diese Prämien werden vom Land­
tag beschlossen. Es zeigen sich einige Unterschiede 
bei den Prämien zwischen den Ländern. Im Jahr 2017 
gab es beispielsweise keine Prämie in Bremen, wohin­
gegen sie in Nordrhein-Westfalen 33% für den Minis­
terpräsidenten betrug. Innerhalb der Länder zeigt sich 
jedoch kaum Variation. Nur in wenigen Fällen haben 
Landesregierungen die prozentualen Prämien für den 
Ministerpräsidenten oder die Minister zwischen 2007 
und 2017 angepasst. Diese Case-Study-Evidenz legt 
daher nicht nahe, dass Regierungsideologie die Be­
züge von Kabinettsmitgliedern beeinflusst. 

Wir haben unser Modell auch ohne die Besol­
dungsgruppen B10 und B11 geschätzt sowie auch 
ohne die gesamte Besoldungsordnung B. Die Schluss­
folgerungen ändern sich nicht.

FAZIT: LINKE REGIERUNGEN REDUZIEREN DIE UN-
GLEICHHEIT NICHT STÄRKER

Linke Regierungen bevorzugen typischerweise einen 
ausgedehnten Staatssektor und Umverteilung zwi­
schen verschiedenen Einkommensgruppen. Studien 
haben gezeigt, dass Umverteilung tatsächlich mit 

Regierungsideologie korreliert. Diese Studien haben 
jedoch keine Paneldaten zur Einkommensungleichheit 
innerhalb von Ländern untersucht.

Wir haben verschiedene Ungleichheitsmaße für 
die Besoldung von Landesbeamten berechnet. Unsere 
Ergebnisse zeigen nicht, dass linke Regierungen die 
Ungleichheit stärker reduziert haben als rechte Re­
gierungen oder Regierungen der Mitte. Landesbeamte 
leiden gewiss nicht an Armut. Umverteilungspolitiken 
linker Regierungen sind deshalb womöglich nicht auf 
Beamte zugeschnitten. Dennoch gilt, dass sich die Be­
soldung von einzelnen Beamten enorm unterscheidet, 
so dass linke Regierungen die Möglichkeit hatten, die 
Ungleichheit durch entsprechende Maßnahmen zu 
reduzieren.

Potenziell heikel ist, dass Kabinettsmitglieder 
selbst Beamte sind und de facto ihre eigenen Be­
züge festlegen. Es zeigt sich jedoch nicht, dass linke 
Regierungen ihre Bezüge stärker reduziert haben als 
rechte Regierungen. 
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